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Neue Regeln für die
Beschaffung von Stadtbussen

Mit der EU-Verordnung 2024/1610
führt die EU-Kommission neue
Sondervergaberechtsvorschriften
ein, die bei der Beschaffung von
emissionsfreien Stadtbussen und
Stadtbusverkehren berücksich-
tigt werden müssen. Die Verord-
nung findet seit dem 1. Juli 2024
Anwendung auf Vergabeverfah-
ren im Oberschwellenbereich.

NÜRNBERG. Ab dem Jahr 2030 müs-
sen 90 Prozent und ab 2035 sogar 100
Prozent der neuen Stadtbusse emis-
sionsfrei sein. Das schreibt die EU-
Verordnung 2024/1610 vor. Sie gilt
unmittelbar und erfordert keine zu-
sätzliche Umsetzung durch deut-
sche Regelungen. Welche Techno-
logien die Hersteller zur Errei-
chung dieser Ziele einsetzen – sei
es Elektrizität oder Wasserstoff in
Bussen mit Verbrennungsmotor –
bleibt ihnen überlassen.

Diese Verpflichtungen betreffen
zwar nicht unmittelbar die öffentli-
chen Auftraggeber und beeinflussen
auch nicht die Mindestquoten nach
dem Saubere-Fahrzeuge-Beschaf-
fungs-Gesetz (SaubFahrzeug-
BeschG). Allerdings wirken sich die
Vorgaben der EU-Verordnung indi-

rekt auf die öffentliche Beschaffung
aus. Nach dem aktuell gültigen Saub-
FahrzeugBeschG beträgt beispiels-
weise die einzuhaltendeMindestquo-
te für emissionsfreie Busse 32,5 Pro-
zent im Beschaffungszeitraum ab
dem 1. Januar 2026. Da die Herstel-
ler ab 2030 ohnehin 90 Prozent der
Stadtbusse emissionsfrei anbieten
müssen, wird es aufgrund des geän-
derten Marktangebots leichter sein,
die Mindestquoten nach dem Saub-
FahrzeugBeschG zu erfüllen.

Beschaffer müssen spezielle
Bestimmungen beachten

Artikel 3e VO sieht daher bei der Be-
schaffung von Stadtbussen ergän-
zend zum allgemeinen Vergaberecht
die Anwendung spezieller vergabe-
rechtlicher Bestimmungen vor. Diese
betreffen sowohl die Leistungsbe-
stimmung als auch die Zuschlagskri-
terien.

Sie gelten für Lieferaufträge zur
Beschaffung neuer emissionsfreier
Stadtbusse sowie für
Dienstleis-
tungsaufträ-

ge, deren Hauptgegenstand die Nut-
zung solcher Busse ist.

Als Stadtbusse gelten grundsätz-
lich alle Niederflurfahrzeuge der
Fahrzeugklasse M3 mit einer tech-
nisch zulässigen Gesamtmasse von
über 7,5 Tonnen. Fahrzeuge, die aus-
schließlich der Fahrzeugklasse II zu-
zuordnen sind, also hauptsächlich
zur Beförderung sitzender Fahrgäste
ausgelegt sind (Überlandbusse), zäh-
len hingegen nicht dazu.

Bei Lieferaufträgen findet die EU-
Verordnung in jedem Fall Anwen-
dung, wenn neue emissionsfreie
Stadtbusse beschafft werden. Bei
Dienstleistungsaufträgen ist sie rele-
vant,wennderEinsatz vonemissions-
freien Stadtbussen im Vordergrund
steht, unabhängig davon, ob es sich
um neue oder vermutlich auch um
gebrauchte Fahrzeuge handelt.

Die EU-Verordnung schreibt vor,
dass der Zuschlag zwingend nach
dem besten Preis-Leistungs-Verhält-
nis erfolgen muss,

wodurch das Billigstangebotsprinzip
ausgeschlossen wird. Das bedeutet,
dass eine Zuschlagserteilung aus-
schließlich auf Grundlage des Prei-
ses oder der Kosten nicht zulässig ist.
Abhängig von der Marktlage müssen
daher mindestens zwei der folgen-
den Kriterien (a-e) entweder als tech-
nische Spezifikationen in der Leis-
tungsbeschreibung (gegebenenfalls
wohl auch als Ausführungsbedin-
gung) oder als Zuschlagskriterien ver-
wendet werden.

Mindestens zwei Kriterien müssen
verwendet werden

Mindestens eines dieser Kriterien
muss den Buchstaben a-d zugeord-
net sein, die den „Beitrag des Ange-
bots zur Versorgungssicherheit“ be-
treffen:
a) Anteil der Produkte aus Drittlän-
dern,
b) Verfügbarkeit wesentlicher Ersatz-

teile,
c) Positive Bieterzusa-

ge bei Änderun-
gen der Lie-

ferkette,

d) Dokumentation zur Versorgungs-
sicherheit der Lieferkettenorganisa-
tion,
e) Ökologische Nachhaltigkeit (zum
Beispiel Reparierbarkeit, Wartungs-
freundlichkeit, hochwertige Recy-
clingmöglichkeiten) über die rechtli-
chen Mindestanforderungen hinaus.

Wenn die Kriterien a-d ganz oder
teilweise als Zuschlagskriterium fest-
gelegt werden, muss der Beitrag zur
Versorgungssicherheit mit 15 bis 40
Prozent gewichtet werden. Bei der
Festlegung mehrerer Zuschlagskri-

terien haben die Auftraggeber
die Freiheit, die einzelnen

prozentualen Gewich-
tungen innerhalb
dieser Marge fest-
zulegen.

Holger Schröder,
Fachanwal t für Vergaberecht ,
Par tner Rödl & Par tner , Nürnberg

Expertenbeitrag:
Emissionsvorgaben

Busse aus Drittstaaten

Die Anwendung des Kriteriums des
Anteils der Produkte aus Drittländern
erlaubt eine unmittelbare Diskrimi-
nierung von Angeboten aus Drittstaa-
ten, die nicht Vertragspartei des (glo-
balen) Übereinkommens über das öf-
fentliche Beschaffungswesen („Go-
vernment Procurement Agreement –
GPA“) oder von sonstigen Abkommen
mit garantierten Marktzugängen im
Bereich des öffentlichen Auftragswe-
sens sind. Dies betrifft etwa Lieferan-
ten aus China, denn Peking hat das
GPA bislang nicht unterzeichnet.

Die Vorgaben der EU-Verordnung wirken sich indirekt auf die öffentliche Beschaffung
von Stadtbussen aus. FOTO: DAIMLER TRUCK

Bund hat Novelle
des Vergaberechts
von 2016 evaluiert
BERLIN. Die alteAmpel-Koalitionhat
Mitte Februar die Evaluierung des
Vergaberechtsmodernisierungsgeset-
zes (VergRModG) und der Vergabe-
rechtsmodernisierungsverordnung
(VergRModVO) vorgelegt. Mit der
Umsetzung der EU-Vergaberichtli-
nien durch die Vergaberechtsnovelle
2016 seien die gesetzgeberischen Zie-
le zu großen Teilen erreicht worden,
heißt es in dem Bericht aus dem Bun-
deswirtschaftsministerium. Die Prü-
fung berücksichtigt Aspekte wie den
Bürokratieabbau, die E-Vergabe und
Digitalisierung sowie die Vergabesta-
tistik. Was „effizientere, einfachere
und flexiblere Vergabeverfahren“ an-
betrifft, sind den Experten zufolge
zwar Vereinfachungen und Effizienz-
steigerungen erreicht worden, je-
doch bestehe weiterhin Optimie-
rungsbedarf. (leja)

Kurz notiert

EU ruft zur Bewertung
der Vergaberichtlinien auf

BRÜSSEL. Die EU-Kommission hat
eine öffentliche Konsultation einge-
leitet zur Bewertung von drei EU-
Richtlinien über die Vergabe öffentli-
cher Aufträge. Interessierte Parteien
sind bis zum 7. März 2025 aufgefor-
dert, ihre Ansichten darüber zu äu-
ßern, wie effektiv diese Richtlinien
ihre Ziele erreicht haben. Dazu gehö-
ren Aspekte wie die Förderung eines
hohen Wettbewerbsniveaus im Bin-
nenmarkt, eine höhere Beteiligung
kleiner und mittlerer Unternehmen
anVergabeverfahren sowiedie Förde-
rung einer umweltfreundlicheren, so-
zialeren und innovativeren europäi-
schen Wirtschaft. (sta)

MEHR ZUM THEMA
Den Evaluationsbericht finden Sie unter:
https://ogy.de/vi41

STAATSANZEIGER AWARD 2024
GEMEINSAM STARK – ÖFFENTLICHES LEBEN GESTALTEN

VERGABEBERATUNG
Sie benötigen Unterstützung oder 

Beratung bei Ihrer Ausschreibung?

Wir helfen engagiert bei Ihren Fragen 

oder wickeln Ihr komplettes Vergabe-

verfahren rechtssicher für Sie ab.

Mehr dazu finden Sie unter:
https://scomp.ly/Vergabeberatung
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